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Die landrätliche Justizkommission

zum Bericht und Antrag des Regierungsrats vom 26. Mai 2015

zum

Gesetz zur Besetzung von Behörden

beantragt dem Landrat,
folgenden Beschluss zu fassen:

Dem Bericht und Antrag des Regierungsrats an den Landrat vom 26. Mai 2015 zum Gesetz 
zur Besetzung von Behörden wird mit folgenden Änderungen bzw. Ergänzungen 
zugestimmt:

Gesetz zur Besetzung von Behörden (GBB)

Artikel 2 Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt:

a) für den Landrat und alle Behörden des Kantons, die das Volk zu wählen hat;
b) für alle Behörden, die die Gemeindeversammlung zu wählen hat;
c) für alle Behörden, die die Volksversammlung der Korporationen zu wählen 

hat;
d) für alle Behörden, die das Volk der Landeskirchen zu wählen hat.

Artikel 9 Ablehnung der Wahl

2Zuständig zur Beurteilung des Ablehnungsgesuchs ist:

a) bei der Wahl in eine Behörde des Kantons der Regierungsrat;
b) bei der Wahl in eine Behörde der Einwohnergemeinde der Gemeinderat;
c) bei der Wahl in eine Behörde der Korporation der Engere Rat und
d) bei der Wahl in eine Behörde der Landeskirche der Kleine Landeskirchenrat.



Artikel 11 Rechtsmittel

3Die Gemeinden, Korporationen und Landeskirchen sind, soweit es um Gemeinde-, 
Korporations- oder Landeskirchenämter geht, zur Verwaltungsgerichtsbeschwerde 
berechtigt.

Artikel 12

2Der Regierungsrat, die betroffene Gemeinde, Korporation oder Landeskirche hat die 
ungerechtfertigte Amtsverweigerung der Staatsanwaltschaft mitzuteilen. Diese 
entscheidet im Strafbefehlsverfahren nach den Bestimmungen der Schweizerischen 
Strafprozessordnung5.
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